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1. Änderung

- TEILBEREICH A -

SCHRIFTLICHER TEIL
-Satzungsfassung-

1. Fertigung

Große Kreisstadt Wiesloch
Rhein-Neckar-Kreis



S ATZ UNG

RECHTLICHE GRUNDLAGE

Aufgrund der §§ 1,2 und 8-10 des Bilugesetzbuches in der Fassung der
8ekilnntmachung vom 08.12.1985 (8GB1. I, S. 2253), zuletzt geandert durch
Art. 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 1996 (BGBl. I, S. 2049) in Verbin­
dung mit Art 1 Ziff. 91 des Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuches und
zur Neuregelung des Rechts der Raumordnung (Bau- und Raumordnungsgesetz
1998 - BauROG) in der fassung der Bekanntmachung vom 25.08.1997 (BGB1. I,
S. 2081), des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesna­
turschutzgesetz BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
12.03. 1987, zu1etzt gelindert durch Art. 5 des Invest i t i onser1 ei chterungs­
und Hohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGB1. I, 5.455), der Verordnung
über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) in der
Fassung der Bekanntmachun9 vom 23.01.1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt
geändert durch Art. 3 des Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandge­
setz vom 22.04.1993 (8GBl. I, S.465), § 74 der Landesbauordnung für
Baden-Württemberg (LBO) vom 08.08.1995 (G81. S. 617) in Verbindung mit
§ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (Gema) vom 03.10.1973 (Gbl.
S. 577) in der Fassung vom 18.05.1987 (GB1- S. 181) hat der Gemeinderat
die 1. Änderung des Bebauungsplans

"Gewerbegebiet Sandpfad" für den Teilbereich A

als Satzung beschlossen.

§ 1 R~umlicher Geltungsbereich:

Der raum1 iche Geltungsbereich der geänderten zeichneri schen Festset­
zungen ergibt sich aus der Festsetzung im zeichnerischen Teil (§ 2
Ziff. 1).

Der räumliche Geltungsbereich des geänderten schritftlichen Teils mit
planungsrecht1lchen Festsetzungen sowie ört1ichen 8auvorschri ften
entspricht dem gesalBten Geltungsbereich des am 23.01.1987 vom Regie­
rungspräsidium in Karlsruhe mit Erlaß Hr. 13-24/0225/38 genehmgiten
Bebauungsplans "Gewerbegebiet Sandpfad-.

§ 2 Bestandteile des Bebauungsplanes:

1. Zeichnerischer Teil (Planzeichen 343),
2. Schriftlicher Teil mit

A Planungsrechtlichen Festsetzungen,
B Örtlichen Bauvorschriften.

Als Anlage ist eine Begründung beigefügt.

§ 3 Inkrafttreten:

Diese Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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SCHRIFTLICHER TEIL

A Planungsrechtliche Festsetzungen

1 Bauliche Nutzung

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 ZHf. 1 BauGB und §§ 1-15
BauNVO)

a) Mischgebiet MI (§ 6 BauNVO)

Allgemein zulässige Nutzungen nach § 6 Abs. 2 liff. 8 sind gemäß
§ 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig.
Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 5 i nd gemäß § lAbs. 6 BauNVO ni cht
zuldssig.

b) Gewerbegebiet GE (§ 8 BauNVO)

Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 Ziff. 1 sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO
a11 gemei n zu1äss i g. dabei 5 i nd jedoch pro Gewerbegrundstlick max.
2 Wohnungen zulässig.
Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 Ziff. 2 u. 3 sind gemäß § lAbs. 6
BauNIIO nicht zulässig.

c) Eingeschränktes Gewerbegebiet GEe (§ 8 i. V. m. § 1 Abs. 4 und 5
BauNVO)

Im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEe) sind Nutzungen gemäß § 1
Abs. 4 und 5 BauNVO nur dann zulässig, 'wenn von Ihnen keine
Störungen ausgehen, die geei gnet sind, die süd 1i ch ge legenen.
überwiegend dem WOhnen dienenden Gebiete (WAl 2U beeinträchtigen.
Ausnahmen nilch § 8 Abs. 3 Zi ff. 1 sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO
allgemein zulässig, dabei sind jedoch pro Gewerbegrundstück max.
2 Wohnungen zUlässig.
Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 Zift. 2 u. 3 sind gemäß § 1 Abs. 6
BauNVO nicht zulässig.

Di e Errichtung von Ei nze 1hilllde1sbetri eben und Handel sbetri eben mi t
Verkauf an Endverbraucher ist gemäß § 1 Abs. 5 i, V. m. Abs. 9 BauNVO
im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht zlllässig. Als
Ausnahme können Betriebe zugelassen werden, die in Verbindung mit
handwerklichen Dienstleistungen stehen oder der Versorgung der Bevöl­
kerung mit langfristigen verbrauchsgütern dienen.

1. 2 Maß der bau1i ehen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Zi ff. 1 BauGB und §§ 16-21a
BauNVO)

'.;: ,:-:
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Gnmdfläehenzahl GRZ und Geschoßflächenzahl GFZ (§§ 19 und 20
BauNVO) entsprechend den Einschrieben im zeichnerischen Teil.

Die zulässige Grundfläche im Mischgebiet (MI) und den Gewerbege­
bieten (GE und GEe) darf durch die Grundflächen der in § 19 Abs.
4 Satz 1 BauNVQ bezeichneten Anlagen gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3
BauNVO bis zu 75 vom Hundert überschritten werden.

Zah1 der Vo 11 geschosse (§ 20 BauNVO) und Höhe der bau1iehen
Anlagen (§ 18 BauNVOl entsprechend den Einschrieben im zeichneri­
schen Tei 1. Als Ausnahme kann di e Zahl der Vo 11 geschosse inden
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Gewerbegebieten (GE und GEe) überschritten werden, wenn die max.
Höhe baulicher Anlagen, bezogen auf das natürliche Gelände, nicht
überschritten wird.

1.3 Bauweise und llberbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Zift. 2 BauGB
und §§ 22 und 23 BauNVO)

a) Im Mischgebiet (MI) wird gemäß § 22 Abs. 2 BauNVQ die offene
Bauweise festgesetzt. Als Ausnahme sind bei gewerblicher Nutzung
Gebäudelängen über 50 m zulässig (§ 22 Abs. 4 BauNVQ).

b)

0)

I n den Gewerbegebi eten (GE und GEe) wi rd gern. § 22 Abs. 4 BauNVQ
eine von § 22 Abs. 1 BauNVO abweichende (besondere) Bauweise
festgesetzt. Dabei sind die Gebäude entsprechend der offenen
Bauweise mit seitlichen Grenzabstand zu errichten. Es sind jedoch
auch Gebäudelängen von mehr als 50 m zulässig. Als Ausnahme
dürfen baul i ehe An 1agen ohne Ei nha1tung ei nes seit1i chen Grenzab­
standes errichtet werden, wenn gewährleistet ist, daß notwendige
Abstandflächen auf benachbarten Grundstücken eingehalten werden
oder ebenfalls an die Grundstücksgrenze angebaut wird.

Ein Vortreten von Gebäuden oder Gebäudeteilen liber die Baugrenzen
ist als Ausnahme bis max. 10 % der tatsächlichen Gebäudegrundflä­
che gern. § 23 Abs. 3 BauNVO zul llssig, sofern Abstandsflächen
nicht verletzt werden und Flächen mit Pflanzbindungen unberlihrt
bleiben.

d) Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb
der überbaubaren GrundstUcksflächen zulässig.

1.4 Flächen flir Stellplätze und Garagen (§ 9 Ahs. 1 ziff. 4 BauGB und
§ 12 BauNVO)

Garagen -und liberdachte Stellplätze (Stellplätze mit Schutzdach ohne
seitliche Umschließung durch Wände oder Tore) sind gern. § 12 Abs. 6
BauNVO nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.
Offene Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücks­
flächen mlässig, dabei dürfen jedoch max. die Hälfte der nicht
überbaubaren Grundstücksflächen mit offenen Stellplätzen überbaut
werden.

1.5 Von der Bebauung freizuhaltende Flächen (§ 9 Abs. 1 liff. 10 BauGB)

Oie im zeichnerischen Teil gekennzeichneten Flächen (Sichtfelder)
sind von jeg Ji cher Bebauung frei zuha1ten. Ei nfri edi gungen und Be­
pflanzungen dieser Flächen dürfen eine Höhe von 0,8 m über Gehweghin­
terkante nicht überschreiten.

2 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. I ziff. 11 BauGB)

Oie im zeichnerischen Teil festgesetzten Flachen für öffentliche
Stellplätze sowie die damit im Zusammenhang stehenden Verkehrs-Grün­
flächen können im Bereich von Grundstückszufahrten unterbrochen
werden.
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3 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Ziff. 15 BauGB)

Die im zeichnerischen Teil festgesetzten öffentlichen flächen ~Ver­

kehrsgrün- können im Bereich von Grundstiickszufahrten unterbrochen
bzw. i nnerha1b der flächen für äffent1i ehe Ste 11 plätze versetzt
werden.

4 Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und zum Anpflanzen von Bäumen
und Sträuchern (§ 9 Ahs. 1 litt. 25 Bal/GB) sowie Zliordnungsfestsetzun­
gen für Kompensationsmaßnahmen (§ 8a Abs. 1 Satz 4 BNatSchG)

a) Oie im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzten
Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen, die von dieser Planände­
rung nicht berührt sind, sind in ihrer Topographie sowie in Ihrem
Bewuchs zu erha Heo und sieh se1bst zu überl assen (nat ürl i ehe
Sukzession) •

b) Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans zum Anpflanzen von
Bäumen und Sträuchern festgesetzten Flächen, die von dieser
Planänderung nicht berührt sind, sind im Grundsatz in ihrer
Erscheinungsform zu erhalten. Dies gilt insbesondere für die
Böschungsflächen.

c) Flachdächer sind nach Möglichkeit zu begrünen.

d) Oie im zeichnerischen Teil der Planänderung mit "A" bezeichnete
und zum Anpflanzen \(on Bäumen und Sträuchern festgesetzte Fläche
sowie die darauf auszuführenden Bepflanzungen sind dem in der
Planänderung als Mischgebiet festgesetzen Bereich als Kompensati­
onsmaßnahmegemäß§ Ba Abs. 1 Satz 4BNatSchG zugeordnet.

Als Kompensationsmaßnahme ist eine Pflanzung von Sträuchern
ent 1ang des Waldsaumes anzul egen. Hi erbei sind fo 1gende Arten zu
pflanzen:
Viburnum opulus (gemeiner Schneeball), Euronymus europaea (pfaf­
fenhlitchen), Ligustrum vulgare (Liguster), Sambucus nigra (schwar­
zer Holunder), Cornus sanguinea (Roter Hartriegel), Rhamnus
catharticus (Kreuzdorn), Crataeus laevigata (Weissdorn) , Prunus
arium (Vogelkirsche).

Im übrigen ist die Fläche sich selbst zu überlassen.

5 Mit Geh-, Fahr-, und Lei-tungsrechten zu belastende Flächen (§ 9
Abs. 1 Ziff. 21 SauGB)

Oie im zeichnerischen Teil mit Ir (Leitungsrecht)
Flächen sind mit den entsprechenden Rechten zugunsten
versorgungsträger zu belasten. Eine Bebauung ist nur
des Versorgungsträgers zulässig.

festgesetzten
der jeweiligen
mit Zustimmung
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B Örtliche Bauvorschriften

1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 liff. 1 LOO)

Im Mischgebiet (MI) und in den Gewerbegebieten (GE und GEe) sind als
Dachformen Satteldach, Walmdach, Pultdach und Flachdach in den Gewer­
begebeiten zusätzlich Sheddächer zulässig. Alle Dächer sind mit
blend freiem Material zu decken.

2 Gestaltung der unbebauten Flächen bebauter Grundstücke (§ 74 Abs. 1
lift. ] LBO)

Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind als Grünflächen
anzulegen. Dabei ist pro angefangene 300 qm Grundstücksfläche minde­
stens ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Die Zwischenräume sind
durch Strauch- und Buschpflanzungen zu ergänzen.

Die unbebauten Grundstücksflächen zwischen den Straßen und den Bau­
grenzen sind - soweit sie nicht für die Errichtung von offenen Stell­
plätzen benötigt werden - mit standortgerechten Bäumen und Sträuchern
zu bepflanzen. Bei einer Nutzung mit StellpHitzen ist auf je 5 Stell­
plätze zur Gliederung lind Auflockerung ein großkroniger Baum zu
pfl anzen.

Hierbei sollen die folgenden Pflanzenarten gepflanzt werden:

Betu1ol pendu1a, (Sandbi rke), Sol 1i x capreol (Sol lweide), Sorbus aucupa­
ria (Eberesche), Quercus robur (Stieleiche), Crataegus monegyna
(Weißdorn), Cytisus scoparius (Besenginster), Prunus spinesa (Schg­
lehe), Acer campestre (Feldahorn), Alnus glutinosa (Schwarzerle),
Juglans regia (Walnuß), Robinia pseudoacacia (Robinie/falsche Aka­
zie), cornus sanguinea (Hartriegel), Euoymus europaeus (Pfaffenhüt­
chen), Sambucus nigra (schwarzer Holunder).

Ziffer 5 der planungsrechtlichen Festsetzungen bleibt unberührt.

3 Einfriedigungen (§ 74 Abs. 1 Ziff. 3 LBO)

Gegenüber den öffentlichen Verkehrsflächen dürfen Einfriedigungen
eine Höhe von 0,8 m nicht überschreiten. Sicherheitseinfriedigungen
sind gegenüber den öffent1i ehen Verkehrs fl ächen bi s 2,0 m Höhe,
ansonsten bis 2,5 m Höhe über Gelände und nur mit einer gleichhohen
Heekenhinterpflanzung zulässig.
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HINWEISE

I Park-, Stell- und Lagetflächen sollten dann mit wasserdurchlässigen
Mater; al i en befest i gt werden, wenn bei deren Benutzung ei ne Gefähr­
dung des Grundwassers ausgeschlossen ist.

2 Die ,Beseitigung von Gehölzbestilnden sollte gern. § 29 Ahs. 3 Natur­
schutzgesetz mögl ichst nicht in der Zeit vom 1.3. -bis 30.9. erfolgen.

3 Bei Vorhaben innerhalb des Geltungsbereichs des ,Bebaullngsplans, bei
welehen der erforder1i ehe Wa ldabstand unterschri tten wi rd, ist mi t
der Forstverwaltung ein Verzicht auf Zurücknahme des Waldrandes sowie
ein Haftungsausschluß zu vereinbaren.
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VERFAHRENSVERMERKE

Der Gemeinderat hat gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 26.06.1996 beschlossen, den
für den Bereich "Gewerbegebiet Sandpfad" bestehenden Beballungsplan zu
ändern (Bekanntmachung hierzu am: 06.07.1996). Ergänzt wurde dieser
Beschluß durch Beschluß des Gemeinderates vom 29.01.1997 (Bekanntmachung
hierzu am: 01.02.1997)

Der Bebauungsplanentwurf hat gemäß § 3 Abs. 2 SauGB nach ortsüblicher
Bekanntmachung am 08.08.1997 vom 18.08.1997 bis einschließlich 19.09.1997
öffentlich ausgelegen.

{~'1/-(/k/
vOberbürgermeister

Oberbürgermeister

Bebauungsplan ausgefertigt

Wiesloch, den 18.02.1998

Wiesloch, den 09.02.1998

Der Bebauungsplan wurde gemäß § 10 SauGE und § 74 LBD in Verbindung mit
§ " GO durch Beschluß des Gemeinderates vom 28.01.1998 als Satzung be­
schlossen.

Der Bebauungsplan tritt durch
am 23.02.1998 in Kraft.

Wiesloch, den 23.02.1998

Bekanntmachung des Satzungsverfahrens

?/Cvev'
Oberbürgermeister
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BEGRONDUNG

(§ 9 Abs. 8 BBauG)

zum Bebauungsplan "Gewerbegebiet Sandpfad"

in Wiesloch, Rhein-Neckar-Kreis
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1.0 Allgemeines

1.1 Innerhalb der vorhandenen Industrie- uild Gewerbegeb;ete in Wiesloch

sind für die Ansiedlung von Kleingewerbe- und Handwerksbetrieben nur
noch kleine Restflächen verfügbar. Im Gebiet "Ziegelwiesen" sind be­

reits alle Grundstücke bebaut bzw. überplant. lediglich im Gewerbege­
biet "Großer Stadtacker" sind noch ca. 2,5 ha Fläche, verteilt auf

mehrere Grundstücke und Eigentümer verfügbar. Zum Teil beabsichtigen

die Besitzer eine gewerbliche Eigennutzung.

1.2

1.3

Der Bebauungsplan "Weinäcker" wurde am 9. Januar 1985 rechtskräftig.

Von den ca. 15,6 ha verfügbarem Nettobauland sind bereits ca. 11 ha an

einen Betrieb zur Ansiedlung veräußert worden. Ober den verbleibenden

Teil wurde eine Balllandumlegung-nach Bundesbaugesetz eingeleitet.

Aufgrund der Randbedingungen können im Gebiet "Weinäcker" jedoch nur

GrundsUicke gebildet werden, die mindestens eine Fläche von 25 a be­

sitzen, zum Teil sogar beträchtlich größer, so daß eine Nutzung für

Kleingewerbe- und Handwerksbetriebe nur sehr bedingt möglich ist. Ge­

rade für solche Betriebe besteht jedoch in Wiesloch derzeit ein erhöhM

ter Bedarf, teilweise als Umsiedlung vorhandener Betriebe aus beengten

Grundstücksverh::iltnissen. teilweise aber auch als Neuandsiedlung von

Kleingewerbe.

Die Firma Süddeutsche Bausteinwerke Kälberer &Cie CoKG hat ihre Pro_

duktion in Wiesloch-Frauenweiler im Jahre 1985 eingestellt und die

BetriebsgrundstUcke an die Stadt Wiesloch verkauft. Zur Neuordnung des

Geländes ist nunmehr die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforder-

1ich.

1.4 Der Flächennutzungsplan der Verwaltungs gemeinschaft Wiesloch-Die]heim

ist seit dem 1.5.1981 rechtswirksam. Dieser beinhaltet das Plangebiet

als bestehende gewerbliche Baufläche (G]) mit einer geplanten Erweite­

rung nach Osten. Zwischen der Wohnbaufläche "Äußere Rohrlach" und dem

Plangebiet stellt der Flächennutzungsplan eine Abstandsfläche als

Grünfläche dar. Der Bebauungsplan deckt sich flächenmäßig mit den Dar_

stellungen des Flächennutzungsplanes. Da jedoch die bisherige Nutzung



4

(Industriebetrieb) aufgegeben wurde und eine Nutzung als GI sowohl
planungsrechtlich als auch tatsächlich nicht mehr gerechtfertigt 1St.
wird das Plangebiet abweichend vom Flächennutzungsplan als Gewerbe­
und MTschgebi,et gegliedert. Der FHichennutzungsplan wird bei der näch­

sten Fortschreibung entsprechend korrigiert. Das Entwicklungsgebiet

gemäß § 8 Abs. 2 BBauG wird durch diese Abwelchung jedoch nicht ver­
letzt.

1.5 Obwohl das Plangebiet seit Jahrzehnten gewerblich genutzt wird, liegt

es im Geltungsbereich des FTurbereinigungsverfahrens Wiesloch-Rauen­
berg. Der Wege- und Gewässerp1an, der zwischenzeitlich genehmigt wur-
de, wei st das P1angeb; et ebenf a11 s als bestehendes Gewerbegeb i et aus. l 11

1.6 Südlich des P.langebletes grenzt"der Bebauungsplan '''ÄUßere Rohrladi"

an, der mit Erlaß des'Regierungsprasidiums Karlsruhe Nr. 13_24/0225/34

vom 18.9.1984 genehmigt wurde und seit dem 27.9.1984 'rechtskräftig

ist. Im Bereich westlich der "Alten Brllchsaler Straße" setzt der Be­

ballungsplan "Äußere Rohrlach" als Art der baulichen Nutzung allgemei­

nes WOhngebiet (WA) fest.

2.0 Grünordnung

Der Flächennutzungsplan weist das .Plangebiet als bestehendes Gewerbe­

gebiet mit einer als Grünfläche dargestellten Pufferibne zur Wohnbau­

fläche "Äußere Rohrlach" aus. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes

umfaßt auch die Abstandsfläche (Grünflache), so daß das Plangebiet

direkt an den Geltungsbereich des seit dem 27.9.1984 rechtskräftigen

Bebauungsplan "Äußere Rohrlach" angrenzt.

Im Jahre 1982 wurde im Auftrag des Ministerlums für Ernährung, Land­

wirtschaft, Umwelt und Forsten Baden-Württember9 von der Landsiedlung

Baden-Württemberg die "Vorplanung zur Landentwicklung" aufgestellt.

I
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Diese Planung weist das Plangebiet ebenfalls als bestehende Gewerbe_

flache aus. Zwischen den heiden Gebieten "Gewerbegebiet Sandpfad" und

"Äußere Rohrlach" ist die Pufferzone wie im Flachennutzungsplan als

örtliche Grünfläche dargestellt. Zusätzlich wird für die ehemalige
Abbaufläche als Rekultivierung eine baUliche Nutzung vorgeschlagen.

2.2 Vorhandene Nutzung (siehe Analyseplan zur GrUnordnungsplanung)

Das Plangebiet gehörte zu den Abbauflächen und dem Produktionsbetrieb

der Firma Süddeutsche Bausteinwerke Kälberer &eie CoKG. Im nördlichen
Teil befinden sich die Betriebs- und Produktionsgebäude, während der

,1,-, südliche Teil in den letzten Jahrzehnten in Trockenbaggerung abgebaut

w~rde. Durch diesen Abba~ entstanden insbesondere im Süden und Osten

Böschungen mit Höhen bis zu 11 mgegenüber dem natürlichen Gelände.

Aufgrund des schOll vor Jahrzehnten beendeten Abbaus im südlichen Gru­

benbereich hat sich durch gezielte Anpflanzung, zum Großteil dber

durch natürliche Sukzession ein reichhaltiger Bewuchs gebildet, der

auch zur Stabilisierung der Böschungen beiträgt. Lediglich der östli­

che und südöstliche Grubenbereich wurde bis Ende 1985 noch ausgebeu­

tet. Hier sind die zum Teil hohen und steilen Böschungen noch ohne

Bewuchs. Der Bewuchs im ehemaligen Sandgrubengelände besteht im we­

sentlichen aus folgenden Bäumen:

'-.-" Acer campestre (Feldahorn), Alnus glutinosa (Schwarzerle), Betula pen­

dula (Sandbirke), Juglans regia \Walnuß), Robinia pseudoacacia (Robi­

nie). Salix caprea (Salweide), Sorbus aucuparfa (Eberesche), Quercus

robur (Stileiche) •

An UnterwuchS bzw. Sträuchern überwiegen die Sorten:

Cornus sanguinea (Hartriegel), Crataegus monogyna (Weißdorn), Cytisus

scoparius (Besenginster), Euonymus europaeus (Pfdffenhütchen), Prunus

spinosa (Schlehen), Sambucus nigra (schwarzer Holunder) •

...
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Südlich der Produktionsgeb'jude wurde in den letzten Jahren ein Wild­

schweingehege mit bis zu Cil. 80 Tieren unterhalten. Dadurch wurde der
Bewuchs weitgehend zerstört.

Im Westen des Plangebietes, entlang dem Sandbrurm'enweg, befindet sich

eine. Versuchs-Rebanlage, eine kleine Wiesenfläche sowie die Kellerei
des Weingutes Kälberer.

Die nordöstlichen, höherliegende Teile des Plangebietes dienten in der
Vergangenheit einigen Betriebsangehörigen als GartenfT'ci,chen, hier be­

finden sich auch drei kleine Wohngebaude.

Außerhalb des Plangebietes liegt zwischen der nauen B 3 und dem Sand­
brunnenweg ein Pappelwald. Dieser 1st zu erhalten, da er als Staub­
und Lärmfilter für den nördlichen Teil Frauenwellers gegenüber der B 3
eine wichtige Funktion erfUllt. Für die Lücke in dieser Waldfläche
(gegenüber dem Wohngebäude Sandbrunnenweg 5) wurde 1985 eine Auffor­

stungsgenehmigung erteilt.

östlich, des P1angebietes - in den Gewannen "im oberen Sandpfad" und

"Im unteren Sandpfad" -liegen landwirtschaftlich genutzte Flächen allf
guten Böden. Mit Ausnahme weniger Einzelbäume und kleiner Buschgruppen
entlang der .ehemaligen "Alten Bruchsd'ler Straße" handelt es sich um

eine ausgeräumte Kulturlandschaft. Der Flächennutzungsplan weist diese
Fldchen auch dls Gewerbebauflächen aus. Sie sollten' jedoch der Land­
wirtschaft möglichst solange erhalten bleiben, ,bis 'eine drillgende Not­
wendigkeit zur gewerblichen Nutzung entsteht.

2.3 Nutzungskonflikte

2.3.1 Konflikte mit der Land- und Forstwirtschaft

Das Gebiet selbst unterliegt keiner gezielteIl land- und forstwirt­
schaftlichen Nutzung, so daß ein grundsätzlicher Nutzungskonflikt hier
nicht entsteht. Es handelt sich bei der beabsichtigten Planung im we­

sentl ichen um eine Umstrukturierung eines vorhandenen Gewerbegebietes •

...

.,
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Auch für die außerhalb des Plangebietes gelegenen land- und forstl-lirt­

schaft1ich genutzten Flächen sind grundsätzliche Konflikte oder Beein­

trächtigungen voraussichtlich nicht zu erwarten.

2.3.2 Konflikte mit der Wasserwirtschaft

Die Grenze der Wasserschutzzorre rus der Wasserversorgungsanlage WieS­

loch verläuft außerhalb des Plangebietes. Grundsätzliche Konflikte mit
der Wasserwirtschaft entstehen jedoch immer dann, wenn durch Bebauung

und Versiegelung von Flächen die unproduktive Verdunstung und der
Qberflächenabfluß erhöht werden. Im Plangebiet trifft diese Feststel­

lung jedoch nur Tur die Bereiche er ehemaligen Sandgrube zu. Im bisher
industriell genutzten Teil des ~langebietes liegt derzeit eine fast

vollstdndige Befestigung vor, so daß hier sogar die Chance besteht,

den nicht befestigten' Antei 1 an GrundsWcksfl ächen gegenüber dem Be­

stand zu erhöhen. Ein geringer Ausgleich für Bebauung und Versiegelung

kann auch dadurch erfolgen, daß im Bebauungsplan Festsetzungen über

die Bepflanzung von nicht überbaubaren bzw. nicht überbauten Flachen

und Stellplätzen aufgenommen werden.

Beim Abbau des Sandes wurde das Geldnde in der Vergangenheit um mehre­

re Meter abgegraben, so daß der Grundwasserspiegel, bezogen auf die

heutige Topographie, relativ hoch stehen wird. Dies bedeutet, daß bei

gewerblicher Nutzung im Einzelfall durch besondere bauliche Siche­

rungsmaßnahmen dafür Sorge zu tragen ist, daß eine Verunreinigung des

Grundwassers ausgeschlossen wird.

2.3.3 Konflikte mit Natur und Landschaft

Di e 1andeswei te Bi otopkart i er un g, für den Regi erungsbez i rk Kar 1sruhe

von der Bezirksstel Je für Naturschutz und Landschaftspflege 1979/80

aufgestellt, enthält über das Plangebiet keine Aussagen. Trotzdem ist

festzustellen, daß sich im südlichen Plangebiet durch Sukzession in

den letzten Jahrzehnten eine Vegetation gebildet hat. die erhalten

werden sollte. Es handelt sich zv/ar nicht um seltene Pflanzen oder um

eine schützenswerte Flora der "roten Liste", aber für die Vogelwelt

und Kleinlebewesen hat sich ein interessanter Brut- und Lebensraum

gebildet.

/'/3
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Nicht nur als Lebensraum sondern auch als klimatisch wirksame Biomasse
ist der Bewuchs der ehemaligen Sandgrube für den Stadtteil Frauenwei­
ler erhaltenswert. Der hohe Anteil an StrahlungSflächen (8 3/B 39,

Baugebiete und ähnliches) kann so einen klimatischen Ausgleich erfah~

ren, insbesondere im Zusammenwirken mit dem westlich des Sandbrunnen­

weges gelegenen Pappelwäldchen.

Die Physiognomie der ehemaligen Sandgrube prägt seit vielen Jahren das
Bild der Landschaft und gehört somit zu den landschafistypischen Er­
scheinungsformen des Raumes mit seinen geologischen Voraussetzungen

des Abbaus. Ein wesentliches Verändern der Böschungen oder gar ein
großvolurniges Auffüllen ist strjki abzulehnen. Die Böschungen sollten

in ihrer grundsätzlichen Form erhalten und durch entsprechende nat~r­

nahe Maßnahmen gesichert und zurVorbellgllng gegen Erosion bepflanzt

werden. Durch gezielte Böschungsbepflanzung karin aUCh eine Verbindung.

der Gr'unflächenuntereinarider erfolgen, was ökologisch wesentlich mehr

Wirkung zeigt als inselhafte Einzelpflanzungen oder Straßenbegleit~

pflanzungen. Auf letztgenannte sollte jedoch trotzdem nicht ganz ver­

zichtet werden.

2.3.4 Konflikte mit der Siedlung

Die grundsätzliche Gefahr von Konflikten mit der Siedlung ist immer

dann gegeben. wenn gewerb1i che Bauf1 ächen unml tte1bar an Wohnbaufl a­

ehen angrenzen. Zum einen aus der unmittelbaren Immissionslvirkung im

Wohngebiet, wenn störende Betriebe zu nah am Wohngebiet angesiedelt

werden, zum anderen aber auch mittelbar durch eventuell das Wohngebiet

tangierenden Schwerverkehr.

Die Anbindung des P1angebietes über den "sandbrunnenweg" und die "Alte

Bruchsaler Straße" an die neue B 39, und somit auf kürzestem Wege an

das überörtliche Straßennetz, läßt den Schluß zu, daß die wohngebiete

in Frauenweiler von gebietsfremdem Schwerverkehr nicht beeintrachtigt

werden. So 1,1 te sich wi der erwarten doch ei ne Be1astuilg, insbesondere

über den Sandbrunnenweg. ergeben, so kann dies durch verkehrsrechtli~

ehe Maßnahmen unterbunden bzw. gesteuert werden.

I
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Um Immission aus dem Plangebiet im Gebiet "Rohrlach" und "ÄuBere Rohr­

lach" zu vermeiden, sind im Bebauungsplan Festsetzungen aufzunehmen,

die das Plangebiet entsprechend der Bauordnung so gliedern, daß der
Störungsgrad von Nord nach Süd abnimmt und in der Nachbarschaft des

Wohngebietes nur noch solche Nutzung zulässig sind, die das \~ohnen im

allgemeinen Wohngebiet (WA) nicht stören.

2.3.5 Konflikte mit Freizeit und Erholung

Konflikte mit Freizeit und Erholung sind nicht zu erwarten, da das
Plangebiet für die Nutzungen keine große Bedeutung besitzt. Auch im

südlichen Grubenbereich befinden sich keine planmäßigen Spazierwege

oder Freizeiteinrichtungen. Da dieser Bereich als Refugium erhalten

werden sollte, ist eine Intensivierung von freizeit- oder Erholungs·

nutzungen nicht zu empfehlen.

2.4 Empfehlungen aus grünordnungsplanerischer Sicht

Aus der Analyse zur Grünordnungsplanung ergeben sich für den Bebau­

ungsplan folgende Empfehlungen:

Von der Rekultivierungsempfehlung der "Vorplanung zur Landent\'lick­

lung" einer baulichen Nutzung der gesamten Sandgrube sollte abgewi­

chen werden. insbesondere im südlichen Bereich, der einen interes­

santen erhaltenswerten Bewuchs aufweist.

Die zulCissige Nutzung im Plangebiet ist so zu gliedern, daß Störun­

gen oder Belästigungen in den angrenzenden ~~ohngebieten ausgeschlos­

sen werden können.

Der südliche Teil des Plangebietes ist soweit als möglich in seiner

heutigen Form zu belassen. Die Lichtungen sollten nicht gezielt auf­

geforstet sondern der natürlichen Sukzession überlassen werden.

Pflege- und Sicherungsarbeiten sollen auf das notwendige Minimum

reduziert werden.
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Ausstockungen sollten nur in dem Maße vorgenommen werden, wie sie

zur beabsichtigten Nutzung erforderlich sind. Auch innerhalb der für
die Bebauung vorgesehenen Flächen sollten Bäume soweit als möglich
erhalten werden.

Die vorhandenen Böschungen sollten inklusive ihrem Bewuchs erhalten
bleiben. Neuere, unbewachsene Böschungen sollten gezielt bepflanzt

werden. Soweit Sicherungsinaßnahmen notwendig werden, sind "naturna­

he" Verfahren anstelle von KUl1stbauwerken (Stützmauern und ähnli­

chem) anzuwenden. Als Pflanzen für diese Bereiche kommen insbesonde-
re Betula pendula (Sandbirke), Salix caprea (Salw.eide), $orbus aucu-"

paria (Eberesche) Quercus robur (Stileiche). Crataegus monogyna

(Weißdorn), Cytlsus scoparius (Besenginster), Prunus spinosa (Schle-

hen) in Frage.

Die einzelnen Grünflächen sollten durch gezielteNeupflanzungen mit­

einanderverbLJnden werden.

Innerhalb der Baugebiete sollten die nicht überbauten Flächen ent~

sprechend bepflanzt werden, auch Stellplätze sind durch Bäume oder

Sträucher zu gliedern.

3.0 Nutzung

3.1 Bisherige Nutzung

In Kapitel 2.2 wurde die bisherige Nutzung und der Zustand des Plan ge­

bietes ausführlich beschrieben. Es soll hier jedoch nochmals kurz die

Situation umrissen werden.

Die Produktionsgebäude der Firma Süddeutsche Bausteinwerke Kälberer &
Cie CoKGwerden seit 1985 nicht mehr genutzt. Lediglich die Verwal­

tungsgebäude, die ~johngebäude und die Kellerei entlang dem Sandbrun­

nenweg sind noch in Benutzung.-Die Betriebs~ LJndPröduktionsgebäude

-stehen relativ beziehungs los, und für eine anderweitige gewerbliche

...
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Nutzung ungeordnet Uber den l1ardlichen Planbereich verteilt. Der Be­
bauungsplan setzt deshalb fest, daß die Gebäude abgebrochen werden und
eine gesamte Neuordnung und -erschließung erfolgt.

Aufteilung der Flächen:

3.2

Gewerblich genutzte Fläche

Grün-, Garten- u. bewaldete Flächen
(davon durch Wl1d besch-adigt ca. 1,4 ha)

Ges amtfl ache

ZUkünftige Nutzung

". 7,5 h,

". 5,7 h'

co. 13 ,2 h,
===="======

3.2,1 Entsprechend den Ausführungen in Kapitel 2.4 ist der gesamte südliche
Teil der ehemaligen Sandgrube als Grünfläche mit ejnem Gebot zur Er­

haltung der Topographie und des Bewuchses festgesetzt. Diese Teile des

Plangebietes sollen sich durch natürliche Sukzession selbst weiterent­
wickeln. Die Böschungsfl'ichen aus der jüngsten Sandgewinnung sind des­

halb standortgerecht zu bepflanzen um eine Vernetzung der Grünbereiche

zu schaffen. Auch die im Bereich der Kellerei vorhandene Vegetations­

frache wurde als private Grünfläche mit einem Erhaltungsgebot belegt,

was auch vom Eigentümer _gewünscht wurde.

Aus Gründen des Immissionsschutzes wurde das Plangebiet in drei Baube-

~- reiche gegl iederL In der Nachbarschaft zum Wohngebiet wurde ein

Mischgebiet festgesetzt, daran schließt sich nach Norden ein einge­

schränktes Gewerbegebiet an, in dem nur solche Nutzungen zulässig

sind, die für die Wohngebiete keine Beeinträchtigungen mit sich brin­

gen. Erst in einem Abstand von 150 bis 200 m schl ießen sich Gewerbege­

biete nach § 8 BauNVO an.

In den vergangenen Jahren hat die Stadt Wies loch in der Altstadtsanie­

rung sehr große Anstrengungen mit dem Ziel unternommen, das Mittelzen­

trum insbesondere in der Versorgung der Bevölkerung funktionsgerecht

auszubauen. Der Branchenmix im Einzelhandel und f-landelsbereich ist
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sehr ausgewogen. Auch die Relation von großflächigen Einzelhandelsbe­
trieben und Facheinzelhandel kann als sehr ausgeYiogen bezeichnet wer~

den. Zu diesem Ergebnis kommt ein Strukturgutachten, das 1980 erstellt

wurde. Da gerade von großflächigen Einzelhandelsunternehmen eine große

Gefahr für die Struktur der Altstadt und ihre Vers.orgungsfunktion aus­

geht und entsprechend dem Gutachten kein weiterer Bedarf nach solchen
Betriebsformen vorhanden ist, setzt der Bebauungsplan fest, daß Ein­
zelhandel s- und ftandelsbetriebe mit Verkauf an Endverbraucher nicht

zulässig sind. Ziel des Bebauungsplanes ist jedoch, daß auch Hand­

werksbetriebe aus der zum Teil beengten Altstadt bzw. aus alten Gewer­

begebieten aussiedeln können, und gerade im Handwerksbereich ist auch

Verkauf an El1dverbraucher üblich. Als Ausnahme sollen deshalb solche 11

Betriebe zugelassen werden., die mit hand'.erklichen Dienstleistungen

verbunden sind. Auch Betriebe, die ausschließlich langfristige Ver-
brauchsgüter anbi eten' (z. B. Mäbe 1) können aus nahmswei se zuge 1assen

werden, da von ihnen keine städtebaulichen Auswirk~ngen auf die Alt­

stadtsanierung zu befUrchten sind.

3.2.2 Gliederung der Flächen des Plangebietes

Gesamtfl äche

öffentliche GrünfläChe (incl. 0,4 ha Verkehrsgrün)

pri vate Grünfl äche

Bruttobaufläche

Verkehrsflächen Bestand

Verkehrsflächen Planung

Nettobaufl äehe

Mischgebiet

eingeschränktes Gewerbegebiet

Gewerbegebiet

14,2 h'
3,4 h'
0,3 h,

,--,

10,5 h'
.I

0,7 "'
1,0 h'

8,8 ha

==="..=

2,8 ha

1,5 ha

4,5 ha

, , ,
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4.0 Bebauung

4.1 Das Plangebiet 5011 in erster Linie der Ansiedlung von Gewerbe- und

Handwerksbetrieben dienen. Auch in den Mischgebieten sollte das

Schwergewicht auf die gewerbliche Nutzung gelegt werden, weshalb die
Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes

sind.

4.2 In Gewerbegebieten sind nach der Baunutzungsverordnung Wohnungen
(nicht WOhngebäude) für Betriebsinhaber und -leiter als Ausnahme zu­
lässig. Insbesondere in Gebieten mit Kleingewerbe und Handwerksbetrie­
ben ist - auch aus Sicherheitsgründen - eine Wohnung für diesen Perso­
llenkreis erwünscht. Aus diesem Grunde setzt der Bebauungsplan fest.

daß diese Wohnungen allgemein zulässig sind. Dabei sollen jedoch pro
GewerbegrundstUck maximal zwei Wohnungen zulässig sein, damit die ge­

werbliche Nutzung grundsätzlich im Vordergrund steht. Aus dem selben
Grunde sind die Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 Ziffer 2 BauNVO nicht zuläs­
sig. Gerade im Bereich der gesundheitlich/sportlichen Zwecke drängen
in jüngster Vergangenheit Betriebe - insbesondere Fitneßstudios unter~

schied]ichster Art - in Gewerbegebiete, wodurch die Grundstruktur und
der Gebietscharakter der Gebiete im Einzelfall nicht mehr gewahrt
bleibt.

4.3 In den Mischgebieten ist die offene Bauweise festgesetzt. wobei als
~- Ausnahme die maximale Länge baulicher Anlagen von 50 m überschritten

werden darf, um auch in diesen Gebieten größere Ge\~erbebetriebe ansie­
deln zu können. In den Gewerbegebieten ist als besondere Bauweise eine
der offenen Bauweise entsprechende Bebauungsform festgesetzt, bei der
die Gebäude auch länger als 50 m sein dürfen. Ausnahmsweise darf auch

aus Gründen der besseren Grundstücksnutzung auf die seitliche Grund­
stücksgrenze gebaut werden, wenn der Grenzbau oder die Einhaltung der

Abstandsflächen auf Nachbargrundstücken baurechtlich abgesichert ist.

4.4 Gerade bei gewerblicher Nutzung besteht im Einzelfall die Notwendig­
keit Gebäude in bestimmter Anordnung auf dem Grundstück zu errichten.

Die festgesetzten Baugrenzen können jedoch nicht immer alle Eventual­
n.lle ber'LJcksichtigen. Der Bebauungsplan enth'alt deshalb eine entspre­

chende Ausnahme fur die überschreitung der Baugrenzen.
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5.0 Erschließung

5.1 Verkehrserschließung

Das Plangebiet ist bisher ausschließlich im Bereich des bestehenden
Verwaltungsgebaude tm Nordwesten an den Sandbrunnenweg angeschlossen.

Eine innere Erschließung besteht nicht. Der Bebauungsplan setzt des­
halb als Haupterschließung eine innere Magistrale fest, von der 'aus

die Gebiete mit Stichstraßen flächenhaft erschlosse~ werden. Bei Be­
darf könnte diese innere Erschließung im nördlichen Bereich sogar noch
verdichtet werden. Entlang der Planstraße A wurde .jeweils einseitig .JI'

ein Geh- und Radweg bzw. eine längsparkspur festgesetzt.

5.2 Wasserversorgung

Die Wasserversorgung ist aus dem städtischen Versorgungsnetz mögliCh,

der bisherige Gewerbebetrieb war ebenfalls an das städtische Wasser­

versorgungsnetz angeschlossen. Im Bereich B 3/6 39/Sandpfad liegt eine

Hauptleitung (DN 200), von der aus die Versorgung erfolgen kann.

5.3 Entwasserung

Westlich des Sandbrunnenweges liegt der Hauptsammler des Abwasserver­

bandes Leimbach-Angelbach. an den das Plangebiet unmittelbar ange­

schlossen werden kann. Die Kanale können sämtlich im öffentlichen

Straßenraum bzw. im Gehweg entlang der nördlichen Geltungsbereichs­

grenze verlegt werden.

5.4 Elektrizitatsversorgung

Die Versorgung :des Gebietes ist aus dem Netz der Badenwerk AG möglich.

Die innere Verteilung von den vorgesehenen Umfomerstationen erfolgt

nach dem jeweiligen Bedarf.

....
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5.5 Gasversorgung

Frauenweiler wird bisher noch nicht mit Gas versorgt. Sollte jedoch im

Plangebiet - auch im ZusQJl1menhang mit dem Wohngebiet "Äußere Rohr­

lach" - ein entsprechender Bedarf entstehen, würden die Stadtwerke

Heidelberg eine entsprechende Versorgung aufbauen. Hauptversorgungs­
leitungen liegen im Bereich der alten B 39.

6.0 überschlägige Kostenermittlung

5.1 Erschließung

.MI

6.1.1 wasserversorgung

eil. 950 lfdm x 300,-- DM "

6.1.2 Abwasserbeseitigung

Ca. 950 lfdm x 600,-- DM "

6.1.3 Verkehrsflächen
Ca. 10 800 qm x 110, __ DM "

6.1.4 Beleuchtung

Ca. 1 000 lfdm x 55,-- Df1 =

Erschließungskosten gesamt

285 000 DM

570' 000 DM

1 200 000 DM

55 000 DM

2 UD 000 DM

/

6.2

6.3

Oie Kosten für die Erschließung fallen jm wesentlichen in den Haus_

haltsjahreIl 1985/87 all, eine erste Rate wurde bereits im laufenden

Haushaltsplall eingestellt. Die weiteren Mittel Sind entsprechend in

den Folgehaushalten bereitzustellen.

[Jie entsprechenden Einnahmen durch Erschließungs- bzw. Anliegerbeiträ­

ge können bereits mit dem Verkauf der Grundstücke abge'o'/ickelt werden.

Dies wird voraussichtlich bereits ab 1987 der Fall sein.
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7.0 Maßnahmen zur Ordnung des Grund und Bodens

Da die Stadt Wies loch Eigentümer der neuzuordnenden Grundstücke ist
- mit Allsnahme der Mischgebiete entlang des Sandbrullllenweges - ist

eine Baulandumlegung gemäß Bundesbaugesetz nicht erforderlich. Die

neuen Grundstücke können im Meßbriefverfahren je nach Bedarf zuge­
schnitten werden.

,Wiesloch. Juli 1986

Stadt bau amt

~Jj;g
Ketterer

•

,

•
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DUIN

IUI. .ass

Böschung

Yelkehrsllöche

Sonderkultur . Reblloche

Einzelhaum ,schlechter Zustond, Erholtung nicht möglich

Sondgfu!le

STADT B.AUAMT
ABHllU"ß

Busch u. Baumgruppe

Induslrlegebiel

DIchteIe Bebauung l GRZ ) 0.25, GFZ } 0.6 1

6 rünllöche

Geltungsbereichgrenze nflch FNP

vorgesehenel Geltungsbereich

Nr ".(3·J't(iJHJ-/13. . .
'SonobF"'gq§ 11 Ba~. ~ -:-3 lB61

Karrsruhe, den :.-:'.'~.~.~ ..

A8greruna~präC"ldlum

Kariaruhe

Streuobstwiese

Kindergarten

Londwiltscholiliche Hutzfloche

Einzelboum

60lten

Boumbestondschiidigung dUlch Wild

aUene .lockele Bebauung mit relativ granem Frei·
u. Glünl!öchenonteil I GRZ (0.25. GFZ ( 0,6 I

bewoldete Fläche

lockerel Baumbestand, 2.T. Lichtung
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